
GVO: § 61 Behandlung der Anwaltskosten bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder 
Verfahrenskostenhilfe

§ 61  Behandlung der Anwaltskosten bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder 
Verfahrenskostenhilfe 
 
1Zahlt der erstattungspflichtige Gegner einer Partei, der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist, 
bei der Vollstreckung aus dem Kostenfestsetzungsbeschluss freiwillig auch die in dem 
Kostenfestsetzungsbeschluss abgesetzte oder ihm von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
mitgeteilte Vergütung, die der Anwalt der Partei, der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist, aus 
der Staatskasse erhalten hat, so hat der Gerichtsvollzieher sie anzunehmen und an die Kasse abzuführen. 
2Zieht der Gerichtsvollzieher nur den nach Abzug dieser Vergütung verbleibenden Restbetrag ein, so hat er 
dies zu den Gerichtsakten mitzuteilen, damit der auf die Staatskasse übergegangene Betrag eingezogen 
werden kann.


